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Leopold I., König der Belgier. 
(geb. den 16. Dez. 1790, geſt. den 10. Dez. 1865.) 


Zum zweiten Mal in dieſem Jahre ſehen wir ein 
ganzes Volk in einer Trauer, die aus ſeiner tiefſten 
Seele kommt. Beide Male iſt ſie hervorgerufen durch 
den Verlust eines geliebten und verehrten Mannes, in 
deſſen Hände die oberſte Leitung des Staates gelegt 
war. Vor acht Monaten war Abraham Lincoln, der 
Präſident der Nordamerikaniſchen Republik, in dem 
ion Glanze des endlich erfolgten Sieges über die 
lutige Junker⸗Rebellion und in der Fülle ſeiner Kraft 
von Moöͤrderhand gefallen. Am 10. Dezember ſtarb 
Leopold, der erſte König der Belgier - mitten unter 
den Segnungen des innern und äußern Friedens, die er 
ſeinem Volke erhalten hatte, in hohem Alter und nach 
langer Krankheit. 

Gewiß waren die beiden Männer eben ſo verſchieden 
von einander, wie die innere Eigenthümlichkeit und die 
äußere Lage“ ihrer Völker. Aber das Eine hatten fie 
mit einander und mit unſerem großen Könige, Fried⸗ 
rich II., gemein, daß ſie nicht die Herren, ſondern die 
erſten Diener ihrer Staaten ſein wollten. Dieſe Be⸗ 
ſcheidenheit iſt noch niemals die Tugend eines unbedeu⸗ 
tenden Mannes, ſondern immer nur die einer ſtolzen 
und wahrhaft königlichen Seele geweſen. Sie allein 
macht es möglich, daß ein Mann, dem die Wahl des 
Volkes oder der Zufall der Geburt die erſte Stelle über 
Millionen ſeiner Mitmenſchen gegeben hat, daß ein fol 
cher Mann auch die Pflichten feines hohen Amtes wirk⸗ 
lich und in vollem Maße, zum Heile ſeines Volkes 
und ſich ſelbſt zum unſterblichen Nachruhm, erfüllen 


kann. 
Aber dieſe 18 Beſcheidenheit wird Niemanden in 
der Wiege mitgegeben. Sie iſt eine Tugend, die auch 
der begabteſte unter den Menſchen erſt erwerben, die 
er erſt lernen muß. Daß Abraham Lincoln ſie 
gelernt hat, das wird man freilich wohl unter ſeine 
Verdienſte, aber ſchwerlich unter ſeine größten Ver⸗ 
dienſte zählen. Denn ihm war von Kindesbeinen an 
das Loos eines ſchweren und arbeitsvollen Lebens zu⸗ 


gewieſen. Er war noch ein Knabe, als er i 
Pflug und Art ſein Brod ſauer verdienen 1 2 2 At 
Jüngling hat er nach ſchwer durcharbeiteten Tagen noch 
bei nächtlicher Lampe ſich die Kenntniſſe und die Bil⸗ 
dung erwerben müſſen, durch welche er ſich erſt eine 
angeſehene Stellung unter ſeinen Mitbürgern erwerben 
konnte. Dann erſt hat er viele Jahre hindurch durch 
gewiſſenhafte, eifrige und hervorragende Dienſte, die er 
dem Gemeinweſen ſeines Vaterlandes zuerſt in engeren 
und dann in immer weiteren Kreiſen leiſtete, ſich das 
Vertrauen und die Achtung des ganzen großen Volles 
in dem Maße erworben, daß daſſelbe in zweimaliger 
Wahl ihn zu dem höchſten Amte in der Republik berief. 
Dieſes Amt verleiht während feiner, darum auch nur 
vierjährigen, Dauer dem Präfidenten thatf ächlich (aber 
wohlverſtanden nur innerhalb der feſt beſtimmten 
Grenzen der Verfaſſung) eine viel wirkſamere Macht, 
als die Curopäiſchen Könige ſie in ihren Ländern be⸗ 
befigen. Abraham Lincoln hat dieſe ſo mächtige 
Stellung aber nur in Folge der Diienſte ernioche 
die er bis dahin feinem Lande geleiftet hatte, und wenn 
das ein ganz ungemeines Verdienſt war, ſo kann man 
das nicht auch ein Verdienſt nennen, daß er durch 
1 f affe fo 515 ſeinen Verſtand einbüßte 
ſungswidrige Gewalt ſich anzu⸗ 
191 die ohnehin in der Norbamerkaniſchen Nen lik 
m 5 ang bi 91 behaupten können. 
agegen ſind die Wege, auf dei 
unlängſt verſtorbene Belgische Konig eld l 
7 0 geführt worden tft. Freilich war auch er nicht 
urch Erbrecht, ſondern durch Volkswahl das Oberhaupt 
des Belgiſchen Staates geworden. Aber die Bel iſche 
Volksvertretung berief ihn nicht auf den Thron 15 der 
Dienfte willen, die er bereits dem Belgiſchen Staate 
geleiſtet hatte, ſondern nur wegen der Dienſte, die man 
von ihm erwartete. Auch wurde die höͤchſte 
Gewalt im Staate ihm nicht auf bloße vier oder acht 
Jahre anvertraut, fondern auf Lebenszeit, und zwar 
nicht blos ſeiner eigenen Perſon, ſondern im Voraus 
auch ſchon ſeinen einſtigen männlichen Erben. Er beſaß 
alſo ſein Amt, nachdem er daſſelbe erhalten, ganz in der⸗ 


ſelben Weile, wie alle übrigen Erbfürſten in den Euro⸗ 
päiſchen Staaten. N BE 

Ferner bekam Leopold die Krone auch nicht gerade, 
oder doch nicht vorzugsweife um ‚feiner perfönlichen 
Eigenſchaften willen, denn wären dieſelben noch viel 
hervorragender gewefen, als fie w 
aber der Sohn eines Landmannes oder eines Gewerbe⸗ 
treibenden und nicht der Sohn eines Fürſten geweſen, 
jo hätte das kleine belgiſche Volk ihn zu ſeinem Könige 
ſchon darum nicht wählen können, weil die großen Euro⸗ 
päiſchen Regierungen das nicht gelitten hätten. Sie 
wollten auch auf dem belgiſchen Throne nur einen erb⸗ 
lichen Fürſten ſehen, der einem alten Fürſtenhauſe an⸗ 
gehörte. . 

Leopold war im Jahre 1790 als Prinz von Sach⸗ 
ſen⸗Coburg geboren. Er wuchs unter Verhältniſſen her⸗ 
an, die ihm, wie faſt allen Prinzen das Vorurtheil 
nahe legten, als ob es für ihn, da er eben ein Prinz 
war, gar keine perſönlichen Verdienſte bedürfte, um einen 
bei weitem höheren Rang in der Geſellſchaft und im 
Staate einzunehmen, als ſelbſt den würdigſten und aus⸗ 
gezeichnetſten Männern von nicht fürſtlicher Herkunft gebühre. 
Ebenſo galt es allgemein in fürſtlichen Kreiſen als eine 
unantaſtbare Wahrheit, daß die Ungelegenheiten der 
Völker nicht 1 55 ihrer eigenen Einſicht und ihrem 
eigenen Willen, ſondern einzig und allein nach dem 
Willen ſelbſt der unweiſeſten Fürſten geführt werden 
müßten. Aber Leopold hielt ſeine Augen offen, ſein 
klarer Blick wurde durch die Nebel der Vorurtheile nicht 
verdüſtert. Er ſah ſchon als Knabe, wie die deutſchen 
Staaten und zuletzt auch Preußen in die Hände des 
franzöſiſchen Eroberers fielen, weil ihre Fürſten mehr 
an ihre Kronen als an ihr Volk dachten, und weil ſie 
Niemanden Weisheit zutrauten als ihren Höflingen und 
vor Allem ſich ſelbſt. Schon die Erfahrungen des 
Jünglings bereicherten ſich an den Höfen von Frank⸗ 
reich und Rußland. Dort ſah er das glänzende Elend 
eines Volkes, das durch den Ruhm eines an Erfolgen 
ſo reichen Eroberers ſich über ſeine niedergetretene Frei⸗ 
heit tröſten ſollte. Hier lernte er jenen Adel kennen, 
der für ſeine eigene Erniedrigung ſich durch die Bruta⸗ 
lität entſchädigte, mit der er ein ganzes großes Volk 
mißhandelte. Aber er machte in Rußland noch eine 
andere Erfahrung. Als Napoleon mit feinen fiegreichen 
Heeren bis in das Se des Czarenreiches eingedrungen 
war, da ſah er, wie ſelbſt der Thron des ruſſiſchen Des⸗ 
poten nur gerettet werden konnte durch die Erhebun 
eines Volkes, das mitten in ſeiner Knechtſchaft doch 
nicht vergeſſen hatte ſein Vaterland zu lieben. 

Leopold ſelbſt hat in den Jahren 1813—1815 
im ruſſiſchen Heere einen ehrenvollen Antheil an den 
Kämpfen genommen, durch welche auch unſer Vaterland 
von dem gemeinſamen Feinde Europa's befreit worden 
iſt. Darauf begab er ſich nach England. Hier ver⸗ 
heirathete er ſich mit der Prinzeſſin Charlotte, der 
vorausſichtlichen Erbin des brittiſchen Thrones. Es 
waren nicht eben hohe Verdienſte, ſondern nur ſeine 
perſönliche Liebenswürdigkeit, die ihm die Hand der 


ſeine Zukunft erworben hatten. Doch fd 


fie wirklich warett, er wäre 


Prinzeſſin und damit die glänzendſten Ausſichten für 


x on 18 
Monaten, im November 1817, ſtarb ſeine Gattin. Er 
aber blieb in England, um hier zu einem Manne her⸗ 
anzureifen, der einſt im Stande wäre, eint fgigliches 
Szepter, mit Weisheit zu führen In: England ernte 
er in feinem eigenen Schwiegervalft einen der ſchlimm⸗ 
ſten Könige kennen, die je auf einem Throne geſeſſen 
haben. Die Regierung König Georgs IV. würde jedes 
andere Land in Europa in den tiefſten Unfrieden geſtürzt, 
in das äußerſte Unglück gebracht haben. Aber die eng⸗ 
liſche Verfaſſung ſchützte das Land gegen jede Undill, 
die ein folder König ihm hätte zufügen koͤnnen. Recht 
und Geſetz, Friede und Freiheit wurden erhalten trotz 
dieſes Königs. Freilich wurde das nicht blos dadurch 
bewirkt, daß die konſtitutionelle Verfaſſung auf dem 
Papiere ſtand, ſonden dadurch, daß das Volk ſelbſt 
niemals duldete, daß dieſe Verfaſſung in irgend einem 
Punkte verletzt werde, und daß unter den engliſchen Par⸗ 
teien es keine einzige gab, die ſo gewiſſenlos und ſo 
ſelbſtſüchtig wäre, um ihres beſonderen Vortheiles wegen 
eine Regierung zu unterſtützen, die das Recht und die 
Verfaſſung des Landes unter die Füße treten wollte. 

Leopold mußte erkennen, daß dieſe Verfaſſung und 
dieſe Geſinnung des Volkes nicht blos dem Volke ſelbſt, 
ſondern auch der königlichen Familie zu Gute kam. 
Der Vergleich mit Frankreich zeigte das ganz offenbar. In 
Frankreich regierten während > „jener Zeit nad) einander 
zwei Könige, von denen wig. XVIII. beſſer und 
Karl X. wenigſtens nicht jo ſchlimm war wie Georg IV. 
Aber beide, und beſonders Karl X., konnten bei ihrer 
Neigung zum willkürlichen Regiment ſich auf eine 
Adels⸗ und Prieſterpartei ſtüzen, welche die königliche Gewalt 
über das Geſetz und über die Verfaſſung zu ſtellen 
wünſchten. Dieſe rechneten nämlich darauf, daß der abſo⸗ 
lute König fie dann ſelbſt zu den eigentlichen Herren 
im Lande machen würde. Aber eben, weil er ihren 
Rathſchlägen folgte, wurde im Juli 1830 nicht blos 
Karl X., ſondern die ganze königliche Familie aus dem 
Lande getrieben. Nach dieſen Erfahrungen war es nicht 
blos der Rechtsfinn, ſondern auch die Klugheit Leopolds, 
welche ihn lehrten, daß es für Volk und König kein 
rößeres Glück gu als eine ehrlich gehaltene kon⸗ 
ſtikutionelle erfaſſung. Doch vergeſſen wir nicht, 
daß ſolche Klugheit immer nur dem Verſtande eines 
guten und gerechten Mannes zugänglich iſt. 

Als nun Lepold im Jahre 1831 durch die Wahl 
der Volksvertreter auf den belgiſchen Thron berufen 
wurde, da war er feſt entſchloſſen, die Weisheit, die er 
durch die Betrachtung der Dinge gelernt hatte, nun auch 
als König zu üben. Er hat ſeinen Entſchluß durchge⸗ 
führt bis zum letzten Hauche ſeines Lebens. 8 

Er fand in Belgien jene Verfaſſung vor, die ſpäter 
unſerer preußiſchen zum Muſter gedient hat. Wenn 
auch nicht frei von Fehlern, ſo hat ſie doch wenigſtens 
jene Mängel nicht, welche durch die Beſtrebungen der 
Reaktion vermittelſt einer ganzen Menge von Abände⸗ 
rungen in unfere Verfaſſung hineingebracht find. Aber 


bo on unſere Verfaſſung eine Schutzwehr 
de Rechtes 1 der Hertel ſein kann, ſo kann es die 
belgiſche un ſo mehr. Doch fie allein genügt natürlich 
nicht es. gehört auch der redliche Wille der Men⸗ 
ſchen dazu. In Belgien aber giebt es wie einſt in 
Frunkreich, eine Prieſter⸗ und Adelspartei, die um ihrer 
ſelbftfüchtigen Intereſſen willen gar zu gern die Ver⸗ 


faffung zertrümmern und dem Könige eine Gewalt zu: 
ſchieben möchte, die keinem Menſchen über ſeine Mit⸗ 


menſchen gebührt. Aber Leopold hat mit einer Be⸗ 
ſonnenheit und Standhaftigkeit 165 Gleichen jede Ver⸗ 
ſuchung von ſich gewieſen. Er iſt weiſe genug geweſen, 
um ſeine Einſicht und feinen Willen nicht für höher 
und beſſer zu halten, als die Einſicht und den Willen 
ſeines Volkes, wie fie in der Verfaſſung und ber öffent⸗ 
lichen Stimme des Landes ſich kund geben. Dadurch 
hat er ſeinem Volke den Frieden, die Freiheit und 
die Fülle äußerer Wohlfahrt, ſich und ſeiner Familie aber 
den Thron erhalten. Und um dieſer Weisheit willen 
hat das belgiſche Volk ihn während ſeines Lebens hoch 1 
und jeder vaterlandsliebende Belgier trauert um ſeinen 
Tod, wie um den Tod eines Verwandten. Jeder, der 
nicht gerade zur Prieſter⸗ und Adelspartei gehört, 
hat jetz nur den einen Wunſch, daß der Sohn fo weile 
ſein möge, wie der Vater es geweſen iſt. 

Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. In der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage 
haben zwiſchen Oeſterreich und Preußen neue Verhandlungen 
ſtattgefunden. Als Reſultat derſelben iſt vorläufig die Ver⸗ 
einbarung über die Beſatzungsverhältniſſe von Rendsburg 
bekannt gworden. Hiernach bleiben die Beſtimmungen über 
Ausbau und Armixung der Feſtung, Geldverwendung und Rege- 
lung der Kompetenzſtreitigkeiten während der Dauer des 
Proviſoriums der oberkriegsherrlichen Autorität vorbehalten. 
Die Kommandoverhältniſſe werden mit voller Berückſichti 

ung der Parität geregelt und das Beſatzungkontingent firirt. 
Die Garniſons- und Disziplinarverhältniſſe werden analog 
den Beſtimmungen des Bundesfeſtungs⸗Reglements geordnet. 
Bei dem ganzen Abkommen war, wie ein von der öfter 
reichiſchen Regierung beinflußtes Blatt ſchreibt, das Streben 
e dem Grundſatze der Gleich berechtigung 
möglichft getreu zu bleiben. Hiermit ſtimmten auch ander⸗ 
weitige Nachrichten überein, welche melden, daß Oeſterreich 
auf das entſchiedendſte gegen jede Annektion der Herzogthümer 
Seitens Preußens und gegen jede Geldentſchädigung proteſtirt 
habe, u. daß es auch die Februar⸗Forderungen unbedingt verwerfe. 

Oeſterreich ſucht ſich die Mittelſtaaten wieder zu ver⸗ 
ſöhnen. Ganz beſonders ſoll man von Wien aus verfucht 
haben, in München den alten Einfluß zu gewinnen, um noch 
in letzter Stunde dem Abſchluß des Han dels vertrages 
zwiſchen dem Zollverein und Italien Hinderniſſe in 
den Weg zu legen, aber nach allen über dieſe Angelegenheit be- 
kannt gewordenen Nachrichten dürfte der Allſchluß dieſes 
Vertrages in den l Wlan Tagen erfolgen, und wird auch 
gemeldet, daß jetzt Verhandlungen wegen eines Poſtver⸗ 
trages zwiſchen Italien und Deutſchland ſtattfinden. Der 
Abſchluß dieſes Vertrages dürfte jedoch auf große Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen, da Oeſterreich, welches im Zollverein nicht ver ⸗ 
treten iſt, Mitglied des Poſtvereins ift, und als ſolches, da 
bei allen Fragen Genen et erforderlich iſt, möglicher 
weiſe das Zuſtandekommen es Antrages verhindern wird. 
Es tritt uns alſo hier derſelbe Mebelftand entgegen, welchen 


wir bei dem Zollverein ſo oft beklagt haben, nämlich der 


Umſtand, daß man, um die volle Souverainität ſämmtlicher 


deutſchen Fürſten zu erhalten, die Einrichtung getroffen hat, 
daß jeder einzelne von ähnen durch ſein Veto pie Gh eng 
einer Verbeſſerung verhindern kann, ſtatt daß die Eintichtung 
ene fein ſollke, daß ſich jeder einem Majoritätsbeſchluß 
gen muß. Eine wahre Abhülfe gegen dieſen Uebelſtand 
haben wir nur von der Herſtellung einer deutſchen Zentral⸗ 
gewalt, geſtützt durch ein deutſches Parlament, zu erwarten. 

Man ſpricht ſeit einigen Tagen wieder davon, daß die 
Regierung dem Landtage eine Vorlage wegen Bewilligung 
einer Anleihe machen werde. Wie man 10 t, haben die 
Anſchaffungen in den Militair⸗Magazinen und Depots, welche 
durch den Krieg gegen Dänemark nöthig geworden ſind, 
große Summen in Anſpruch genommen, 5 daß es mit den 
„im Geld Schwimmen“ der Regierung, von dem in den Blät⸗ 
tern, welche die Regierungspolitik vertheidigen, jo oft die Rede 
iſt, doch etwas problematiſch ausſieht. 

Mecklenburg. Ein Beſchluß des feudalen Landtages in 
Mecklenburg betrifft die Sonntagsheiligung, und die⸗ 
ſer Beſchluß greift tief ein in die Berhältniffe der länd⸗ 
lichen Arbeiter. Dieſe müſſen in den Wochentagen für die 
Gutsherrn arbeiten, und benutzten natürlich ihre freie Zeit 
am Sonntag um ihr eigenes Feld zu beſtellen. Jetzt iſt ihnen 
dieſe Sonnfagsarbeit wenigſtens für den Vormittag unter⸗ 
ſagt, ohne daß die Gutsherren Einrichtungen getroffen haben, 
ihren Arbeitern eine Beſtellung der Felder an den Wochen⸗ 
tagen zu ermöglichen. — Die Auswanderung aus Meck⸗ 
lenburg nimmt fortwährend zu. . 

Baiern. Wie wir ſchon mitgetheilt, hat die ultramon⸗ 
tane Partei durch die Entfernung Richard Wagners aus der 
Umgebung des Königs, welchen Schritt ſie den Letzteren als 
vom Volke gefordert ſchilderte, einen augenblicklichen Sieg 
erfochten. Jetzt haben nun eine Anzahl von Mitgliedern 
der bairiſchen Fortſchrittspartei die Lage in Erwägung 
gezogen und ihre Ueberzeugung in 4 Punkten formulirt. Sie 
erklären, daß der König durch die Behauptung, die Anweſen⸗ 
heit R. Wagner's habe das Vertrauen und die Liebe des 
Volkes zum König beeinträchtigt, gröblich getäuſcht wor⸗ 
den ſei. Wagners Entfernung habe weder Beruhi ung ge⸗ 
währt, noch Befriedigung geſchafft. Die Perfon agners 
habe mit den öffentlichen Angelegenheiten des Landes und 
den Beſtrebungen der Fortſchrittspartei nicht das Mindeſte 
gemeinſam. Dagegen ſei es allerdings Thatſache, daß Beun⸗ 
tuhigung bezüglich der gedeihlichen Fortentwicklung unſrer 
ſtaatlichen Zuſtände beſteht. Dieſe Beunruhigung habe ihren 
Grund in andern Vorkommniſſen, in dem Eintritt v. d. 
Pfordten s (des Trägers desjenigen Syſteme, durch deſſen 
Berlafien, König Mar II. den Frieden mit feinem Volk be- 
ſiegelt hat) ins Ministerium, in der Entlaffung des Miniſters 
des Innern (Neumayr). Endlich ſei die Thatſache nicht zu 
leugnen daß mit Mißtrauen auf Rathgeber des Königs 
(Kabinetsſekretariat) geblickt wird, deren Einwirkungen keiner 
geſetzlichen Verantwortlichkeit vor dem Lande unterſielt ſind, 
und daß dieſes Mißtrauen durch die bezeichneten Vorgänge 
neue Nahrung erhielt und berechtigt erſchien. Das Vertrauen 
und die Liebe des bairiſchen Volkes zu feinem Könige wurgele 
in der zuverſichtlichen Hoffnung auf konſtitutionelle Entwick⸗ 
lung und freiheitlichen Ausbau der Staatseinrichtungen. 
Oeſterreich. In dem Kaiſerſtaate find jetzt faft ſämmt⸗ 
liche Landtage verſammelt. Das Hauptthema ihrer erſten 
Berathungen iſt natürlich die Beſeitigung der Februarver⸗ 
feen und das Verhältniß zu Ungarn. Wir geben in Nach⸗ 
ſtehendem eine Weberfiht, wie die 17 Landtage dieſſeits der 
Leitha in dieſer Beziehung ſich geäußert haben. In Wien, 


Linz, Salzburg und Bregenz hat die deutſche Ver⸗ 
faſſungspartei volſtandig geſiegt; ferner ſiegten die Deutſchen 
in drei gemiſchten Landtagen: in Troppau (über die Polen), 
in Graz und Klagenfurt (über die Slovenen.) Weniger 
glücklich als in Schleſien, Steiermark und Kärnthen find fie 
mit den Czechen in Böhmen und un fo wie mit 
den Slawen in Krain geweſen. In Brünn wurde ſo⸗ 
wohl Dankadreſſe als Proteſt in Bezug auf das September⸗ 
patent, welches die Verfaſſung fiftirte, verworfen; in Prag 
ſiegte mit 21 Stimmen die Dankadreſſe. (Die Regierung 
hatte an die Beamten. Deputirten die ſchärfſten Wei⸗ 
ſungen erlaſſen. In Laibach wirkte der Terrorismus der 
Slopenenführer mit, welche drohten, die Bauern in Maffe 
zu Dankadreſſen aufzubieten.) Der dalmatiniſche Land⸗ 
tag neigt zum Gebiete der Stephanskrone hin, der Landtag 
in Trieſt blickt zu ſehr nach dem „einigen Italien“ hin⸗ 
über, um ſich viel um das Septemberpatent zu kümmern. 
Die Polen in Lemberg haben eine Dankadreſſe an die 
Regierung beſchloſſen. Die Italianiſſimi (Anhänger des 
Königreichs Italien) von Iſtrien und Parenzo find in 
die Fußſtapfen der Polen getreten, allein ihre Dankadreſſe 
betont die Nothwendigkeit eines Reichsparlaments ſo ſcharf, 
daß ſie mit der polniſchen keine Aehnlichkeit hat. Aehnliches 
ilt von jener der Bukowina, da in Czernowitz die Deut⸗ 
ſchen und Rumänen den Ruthenen das Gleichgewicht halten. 
Der Landtag in Innsbruck hat geſchwiegen; die Glaubens⸗ 
einheitlichen grollen mit dem Staatsminiſter. 
Die Sparſamkeit in den Amtsblättern. 

Kurz vor den Wahlen des Jahres 1862 bekamen wir 
ein Flugblatt zu leſen, das hatte die Ueberſchrift: „Sparet 
im Frieden, daß Ihr ſtark im Kriege ſeid!“ In 
tiefem Blatt hatte ein Fortſchrittsmann ausgerechnet, wie 
viel Millionen Thlr. die Militair Reorganiſation über kurz oder 
lang theils au baaren Abgaben, theils an verſäumter Arbeitskraft 
koſten werde. Im J. 1850 hatte das Friedenheer an baarem Gelde 
nur 26 Millionen gekoſtet. Für das Jahr 1862 aber hatte der 
Kriegsminiſter ſchon einen Anſchlag von 40 Millionen Thlr. 
gemacht, und unſer Fortſchrittsmann bewies, ohne daß er 
ſeither widerlegt worden iſt, daß (die Flotte ganz ungerechnet) 
noch wenigſtens 8 Millionen baares Geld mehr gefordert 
werden würden, ſobald wir Abgeordnete wählten, die den 
Reorganiſationsplänen der Regierung ihre Zuſtimmung er⸗ 
theilen würden. Ein ſolche Mehrausgabe würde auf jeden 
Familienvater faft ſieben Thaler mehr machen, als er im 
Jahre 1850 u bezahlen hatte. Dabei find die wenigſtens 
8 Millionen Thaler noch gar nicht in Anſchlag gebracht, die 
wir dadurch verlieren, daß es jetzt ganze 80,000 Friedens- 
ſoldaten mehr giebt, als 1850. Aber, rief jener Fortſchritts⸗ 
mann uns zu, bedenket wohl, „je mehr arbeitende Hände 
die Friedensarmee uns nimmt, deſto mehr baare 
Abgaben müſſen wir anderen bezahlen.“ Daran 
knüpfte er dann die Worte: 

„Es iſt eine alte Wirthſchaftsregel, daß man in jungen 
und geſunden Tagen arbeiten und ſparen ſoll, damit 
man in den Tagen der Krankheit und des Alters 

e nicht zu hungern oder zu betteln braucht. Ebenſo 

muß auch ein ganzes Volk im Frieden ſich ein 
Vermögen ſammeln, damit es im Kriege trotz man⸗ 
gelnden Erwerbes ein deſto größerer Herr ernähren 
und bezahlen kann. Können wir das nicht, ſo helfen 
alle Friedensſoldaten uns zu gar nichts; 
der Feind kommt doch in das Laud und macht 
uns alleſammt zu Bettlern.“ 


Das ſind gewiß goldene Worte, und doch giebt es noch 
immer Leute, die uns ſogar nach den Erfahrungen 
des letzten Amerikanſſchen Krieges noch vorreden 
wollen, „daß in Krie zeiten ein Volk um jo furchtbarer 
fein wird, je weniger Hände in Friedenszeſten gearbeitet und 
je mehr Geld die arbeitenden Männer für die nichtärbeiten⸗ 
den ausgegeben haben.“ Das find zwar nicht die Worte, 
aber es iſt der Sinn der ſogenaunten „konſervativen Staats⸗ 
weisheit.“ 

Dem Gerede dieſer Afterweisheit gegenüber macht es 
uns eine wirkliche Freude, daß doch auch die Regierung den 
Werth der Sparſamkeit einigermaßen zu ſchätzen weiß. Als 
wir neulich in den Amtsblättern ſahen, daß einer der be⸗ 
kannten Regierungsartikel mit den Worten begann: „Spare 
in der Zeit, auf daß du habeſt in der Noth“, da 
dachten wir: „Halt, die Regierung fängt ja an, jetzt ſchon 
ſo zu ſprechen, wie unſer Fortſchrittsmann vor länger als 
drei Jahren geſprochen hatte. Am Ende kommt ſie gar dar⸗ 
auf, daß 110 fie jelbft an den Ausgaben für das Friedens⸗ 
heer eben ſo ſparen muß, wie in jenen 20 Jahren (pon 1833 
bis 1853), wo ſie ſehr wohl mit der zweijährigen Dienſtzeit 
und mit 131,000 Mann auskommen mußte“. Aber leider 
ſahen wir uns getäuſcht. Die Regierung will nur die „arbei⸗ 
tenden Klaſſen“ zur Sparſamkeit ermahnen. Daß ſie 
ſelbſt aber während des Friedens an den Heeresausgaben 
ebenſo ſparen müſſe wie früher, damit das Volk in der Noth 
des Krieges habe, womit auch ein wirklich groß er Krieg 
kräftig und fiegreich geführt werden könne, daran ſcheint die 
Regierung leider immer noch nicht zu denken. Aus ihren 
Handlungen und aus den Artikeln, welche angeblich das Volk 
über die Anſichten der Regierung aufklären ſollen, ſehen wir 
es wenigſtens nicht. ee ENT s 

Der Königs⸗Rock. 

Wir erinnern uns Alle noch des ſchönen Wortes, das einſt 
unſer König zur Zeit des liberalen Miniſteriums ſprach. 
Das Preußiſche Heer, ſagt er damals, iſt nichts An⸗ 
deres als das Preußiſche Volk in Waffen. Den 
Herrn von der Reaktion war das Wort ein Stich in das 
Herz. Aber ſie wagten nicht den Mund aufzuthun. Jetzt 
ſind ſie dreiſter geworden. Ja, die „Berliner Revue“, ein 
Blatt von der allervornehmſten Reaktion hat in ihrem Heft 
vom 17. November d. J. ſogar die Unverſchämtheit, mit dür⸗ 
ren Worten von der Regierung zu fordern, ſie ſolle zu er⸗ 
kennen geben, „daß die Preußiſche Armee nicht das Volk 
in Waffen bedeutet, fondern daß es find die Truppen Sr. 
Majeſtät des Königs, die deſſen Rock tragen“. Wir ant⸗ 
worten: 

Wenn das Wort des Königs gilt, ſo ſind wir wohl 
zufrieden, daß der Rock des Soldaten auch ſein Rock genannt 
wird; denn ſeit Friedrich Wilhelm I., dem Vater des alten 
Fritz, haben unſere Könige immer das Soldatenkleid getragen; 
und dieſes Soldatenkleid iſt ſeit den Tagen der Freiheits⸗ 
kriege auch ein wirkliches Volks kleid geworden. Im Munde 
der Reaktion aber hören wir das Work „Rock des Königs“ 
nicht gern; denn da ſoll es das Gegentheil von „Volkskleid“ be⸗ 
deuten. Die Söhne des Volkes aber ſind es, die dieſes Kleid 
ebenſo tragen, wie ihr e und das Volk iſt es, das die⸗ 
ſes Kleid für ſeine Söhne bezahlt. In dieſem Kleide ſol⸗ 
len die Söhne des Landes unter dem „Oberbefehl“ des 
Königs (Art. 46 der Verfaſſung) für das Land und für 
ihre Väter und Mütter kämpfen und ihr Blut vergießen, nicht 
aber für eine Sache, die Land und Volk garnichts angehen, 
und am wenigſten für die Sache der reaktionären Herrn. 
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